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Datenschutz
Hemmnis oder hilfreiche Orientierung 
für Kooperation bei Frühen Hilfen?

Leitthema: Frühe Hilfen zum gesunden Aufwachsen von Kindern

Das Grunddilemma

Das Konzept „Früher Hilfen“ umfasst 
neben der Entwicklung neuer, niedrig-
schwelliger Hilfeangebote in aller Regel 
auch die zentrale Idee der Vernetzung 
der beteiligten professionellen Akteure. 
Gedacht ist dabei vor allem an die in 
der Gesundheits- und der Kinder- und 
Jugendhilfe tätigen Fachkräfte. Hinter-
grund dieses Gedankens ist das Ziel, be-
reits vorhandene Zugänge zu den Fa-
milien, die in den ersten Lebensjahren 
überwiegend über Professionelle aus der 
Gesundheitshilfe bestehen (Geburtskli-
niken, Hebammen, Frauen- und Kinder-
ärzte), besser zu nutzen, um möglichst 
frühzeitig Brücken zu weitergehenden 
Hilfen, insbesondere der Kinder- und 
Jugendhilfe, bauen zu können [1].

Bei dieser Vernetzung muss aber 
bedacht werden, dass Vertrauen eine 
Grundvoraussetzung für die Annahme 
und Wirksamkeit von Hilfen durch die 
Familien ist. Nur dann, wenn sich Eltern 
mit ihren Sorgen und Nöten den profes-
sionellen Akteuren öffnen können und 
sich auch mit ihren Ängsten und Gren-
zen ernst genommen fühlen, werden sie 
sich auf die Hilfen einlassen. Auf den 
ersten Blick scheinen „Frühe Hilfen“ da-
her zwangsläufig einen Widerspruch in 

sich zu tragen: Vertrauensschutz als Be-
dingung für eine erfolgreiche Hilfebe-
ziehung zu den Familien muss mit der 
Idee der Vernetzung und damit dem In-
formationsaustausch zwischen den hel-
fenden Professionellen in Einklang ge-
bracht werden.

Die Professionellen erleben sich daher 
oftmals sowohl in einem fachlichen als 
auch juristischen Grunddilemma:
F		Fachlich möchten sie einerseits unbe-

dingt vermeiden, das Vertrauen in ih-
ren jeweiligen Hilfebeziehungen zu 
gefährden, möchten allerdings ande-
rerseits nicht mit schuld daran sein, 
dass ein Kind durch mangelnde Kom-
munikation zu Schaden kommt, be-
ziehungsweise möchten – positiv for-
muliert – bewusst Verantwortung für 
das Wohlergehen von Kindern über-
nehmen und sehen die dringende 
Notwendigkeit zur Vernetzung.

F		Juristisch gespiegelt, sehen sie sich ei-
ner Double-Bind-Situation gegenü-
ber. Sie tragen einerseits das Risiko, 
sich des – vielleicht sogar strafrecht-
lichen – Vorwurfs der Verletzung von 
Datenschutzvorschriften beziehungs-
weise Schweigepflichten auszusetzen, 
andererseits sich möglicherweise we-
gen unterlassener Hilfeleistung ver-
antworten zu müssen.

Die Idee der Vernetzung als Bestandteil 
Früher Hilfen – so gewünscht sie auch 
ist – löst daher unter diesen Aspekten 
bei vielen Professionellen oftmals Ver-
unsicherung aus. Sollen die Bedenken, 
möglicherweise fachlich etwas falsch zu 
machen beziehungsweise gegen recht-
liche Regelungen zu verstoßen, abgebaut 
und Vernetzung mit gutem Gefühl mög-
lich werden, damit Frühe Hilfen erfolg-
reich verlaufen können, ist für die profes-
sionellen Akteure wichtig, Handlungssi-
cherheit zu gewinnen. Voraussetzung da-
für ist, sich die Regelungen zum Daten-
schutz einmal genauer anzuschauen und 
sich auf deren Grundideen und Hand-
lungsspielräume einzulassen.

Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung

Es war das Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG), das Anfang der 1980er-Jahre 
in seinem „Volkszählungsurteil“ erstma-
lig aus dem allgemeinen Persönlichkeits-
recht (Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG) 
das sogenannte Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung hergeleitet und später 
sogar von einem „Grundrecht auf Daten-
schutz“ gesprochen hat [2]. Dieses bein-
haltet für jedermann das Recht, grund-
sätzlich selbst zu entscheiden, wann und 
innerhalb welcher Grenzen er persönliche 
Lebenssachverhalte offenbaren möchte. 
Damit sind alle die eigene Person betref-
fenden Daten gemeint (wie zum Beispiel 
Namen, Geburtsdatum, Anschrift, Ein-
kommen, Beziehungen zu Dritten).

Als Grundrecht findet jedoch auch 
das Recht auf informationelle Selbstbe-

Infobox 1 Funktionaler Schutz der Hilfebeziehung

„Wer sich in ärztliche Behandlung begibt, muss und darf erwarten, dass alles, was der Arzt im 
Rahmen seiner Berufsausübung über seine gesundheitliche Verfassung erfährt, geheim bleibt und 
nicht zur Kenntnis Unbefugter gelangt. Nur so kann zwischen Patient und Arzt jenes Vertrauen 
entstehen, das zu den Grundvoraussetzungen ärztlichen Wirkens zählt, weil es die Chancen der 
Heilung vergrößert und damit im Ganzen gesehen der Aufrechterhaltung einer leistungsfähigen 
Gesundheitsfürsorge dient.“ [3]
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stimmung dort seine Grenzen, wo es auf 
Grundrechte anderer beziehungsweise 
berechtigte öffentliche Interessen trifft, 
und ist mit diesen entsprechend abzuwä-
gen und in Einklang zu bringen. Ein sol-
cher Ausgleich erfolgt insbesondere durch 
die datenschutzrechtlichen Normen, mit 
denen der Gesetzgeber in Form von Er-
laubnisvorschriften regelt, wann und un-
ter welchen Voraussetzungen die Erhe-
bung und Verarbeitung persönlicher In-
formationen in befugter-, eventuell sogar 
verpflichtenderweise stattfinden darf be-
ziehungsweise muss.

Wie das Bundesverfassungsgericht in 
einem Beschluss vom 8.3.1972 anschau-
lich hervorgehoben und auch der Gesetz-
geber in seinen Regelungen zum Daten-
schutz anerkannt hat (.	Infobox 1), hän-
gen Hilfebeziehungen sowohl in ihrem 
Aufbau als auch ihrem Erhalt in besonde-
rer Weise von einem geschützten Rahmen 
des Vertrauensverhältnisses zwischen 
Helfer/in und Patient/in beziehungsweise 
Klient/in ab. Die datenschutzrechtlichen 
Regelungen im Kontext von Hilfebezie-
hungen sind daher nicht – wie ihnen oft 
unterstellt wird – reine Verwaltungsvor-
schriften, sondern beinhalten stets auch 
die Berücksichtigung, dass hier der Schutz 
von Vertrauen im Hinblick auf den Erfolg 
von Hilfebeziehungen, etwa in der Arzt-
Patient-Beziehung, eine besondere Funk-
tion erfüllt, sogenannter funktionaler 
Schutz der Vertrauensbeziehung [4].

Wichtige Regelungsgrundlagen

Für die verschiedenen Akteure der Frü-
hen Hilfen sind im Datenschutz unter-
schiedliche Regelungsgrundlagen maß-
geblich:
F		Für die behördlichen Tätigkeiten der 

Mitarbeiter im Jugendamt gelten un-
mittelbar die bereichsspezifischen 
Vorschriften des SGB VIII, ergänzt 
durch die allgemeinen sozialdaten-
schutzrechtlichen Regelungen (§ 35 
SGB I, §§ 67 ff SGB X).

F		Die datenschutzrechtlichen Grundla-
gen für die Arbeit der Gesundheits-
ämter finden sich in den jeweiligen 
Gesundheitsdienstgesetzen der Bun-
desländer, gegebenenfalls ergänzt 
durch die jeweiligen Landesdaten-
schutzgesetze.

Zusammenfassung · Abstract

Bundesgesundheitsbl 2010 · 53:1150–1157   DOI 10.1007/s00103-010-1150-8
© Springer-Verlag 2010

L. Schönecker · T. Meysen

Datenschutz. Hemmnis oder hilfreiche Orientierung 
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Zusammenfassung
Die Gesundheitshilfe ist rund um die Geburt 
bis zum Alter von drei Jahren das zentrale Hil-
fesystem und Anlaufstelle für Eltern mit ih-
ren Kindern. Sie bringen den Professionellen 
in der Gesundheitshilfe einen Vertrauensvor-
schuss entgegen. Viele der notwendigen Hil-
fen, insbesondere für Familien mit gesteiger-
ten Belastungen, hält jedoch die Kinder- und 
Jugendhilfe vor. Die Autor/inn/en weisen den 
Weg, wie ein Übergang zwischen Systemen 
datenschutzrechtlich korrekt und fachlich an-
gemessen gestaltet werden kann, um den 
Kindern sowie ihren Eltern den Zugang zu 
weitergehenden Hilfen zu erleichtern. Funk-
tionaler Datenschutz sichert die Vertrauens-
beziehung in der Arzt-Patient-Beziehung, for-
dert zu einem Werben um einvernehmliche 
Überleitungen auf. Ist eine Weitergabe zwar 
nicht ohne Wissen, aber gegen den Willen 
der Eltern erforderlich, erlaubt dies das Ge-

setz unter bestimmten Voraussetzungen. Es 
ergibt sich für Ärzte, Hebammen, Kinderkran-
kenschwestern und so weiter ein an der Hil-
febeziehung anknüpfendes Prüfprogramm. 
Dieses beinhaltet die Gefährdungseinschät-
zung einerseits sowie die Bewertung der 
Tragfähigkeit der eigenen Hilfebeziehung 
für die Abwendung der Gefährdung oder die 
Werbung um eine freiwillige Inanspruchnah-
me weitergehender Hilfen andererseits. Der 
vorliegende Beitrag stellt die unterschied-
lichen landesgesetzlichen Regelungen zu 
den Datenübermittlungsbefugnissen bei po-
tenzieller Kindeswohlgefährdung vor.

Schlüsselwörter
Datenschutz · Transparenzgebot ·  
Einwilligung zur Datenweitergabe · Ärztliche 
Schweigepflicht · Landesgesetzliche  
Befugnisse zur Datenweitergabe

Data protection. Barrier or helpful orientation 
for cooperation in early intervention?

Abstract
From birth until the age of 3 years, the health 
care system is the central help system and 
point of contact for parents with their chil-
dren. Professionals in health care are given 
considerable trust. However, many of the es-
sential services, especially for families with in-
creased needs, can only be found in the child 
welfare system. The authors describe a plan 
for a lawful and functionally adequate transi-
tion between the two systems that eases ac-
cess to additional help. Functional data pro-
tection secures a relationship of trust be-
tween the doctor and patient. It requires the 
promotion of a consensual transition. If the 
transmission of information is necessary, not 
without the knowledge but without the con-
sent of the parents, the law permits the trans-
fer of information under certain conditions. 

For doctors, midwifes, pediatric nurses, and 
other health professionals, this results in a le-
gal examination program with respect to the 
supporting relationship to their patient. On 
the one hand, it contains an assessment of 
the child’s endangerment and, on the oth-
er hand, an estimation of the sustainability of 
the assistance they entered into for the pre-
vention of further harm or the solicitation of 
voluntary utilization of additional help. The 
article introduces the different new federal 
state laws on data transfer without consent in 
cases of potential child endangerment.

Keywords
Confidentiality · Transparency · Consent · 
Child abuse · Privacy act
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F		Das Handeln der Professionellen 
 sowohl in der Gesundheitshilfe, den  
Schwangerschafts(konflikt)bera-
tungsstellen als auch in den Einrich-
tungen und Diensten der freien 
 Träger der Jugendhilfe fußt hinge-
gen entscheidend auf den jeweils mit 
den Patient/inn/en oder Klient/inn/
en abgeschlossenen Behandlungs- 
bzw. Hilfeverträgen. Die darin aus-
gehandelten Aufträge und Hand-
lungsbefugnisse geben auch daten-
schutzrechtlich sowohl für die Er-
hebung als auch Weitergabe von In-
formationen den Handlungsrah-
men vor [5]. Zudem fallen diese Be-
rufsgruppen in aller Regel unter den 
Personenkreis der strafbewährten 
Pflicht zur Verschwiegenheit nach 
§ 203 StGB.

Wichtige Voraussetzungen im 
Umgang mit Informationen

Datenschutzrechtliches 
Transparenzgebot

Das dem Datenschutz zugrunde liegende 
Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung, grundsätzlich selbst über die Of-
fenbarung und Verwendung seiner Da-
ten entscheiden zu können, spiegelt sich 
im wohl zentralsten Grundsatz des Da-
tenschutzes: dem Transparenzgebot. Da-
nach soll der von der Datenverarbeitung 
Betroffene möglichst zu jedem Zeitpunkt 
durchschauen können, was mit seinen 

Informationen geschieht (Simitis, Einl. 
Rn 37 [6]).

Das Gebot zur Transparenz durchzieht 
daher alle Bereiche der Erhebung und Ver-
arbeitung von Informationen (.	Tab. 1). 
Das Transparenzgebot ist nicht nur da-
tenschutzrechtlich gefordert, sondern gilt 
auch fachlich als entscheidender Dreh- 
und Angelpunkt, um die Vertrauensbe-
ziehungen zu den Eltern und damit auch 
den Hilfezugang zum Kind aufbauen und 
erhalten zu können [7]. Das Auftreten mit 
Respekt gegenüber den Familien durch-
zieht alle Stationen der Hilfebeziehung:
F		von der Thematisierung möglicher 

Grenzen der Verschwiegenheit bereits 
beim Aufbau der Hilfebeziehung für 
die Behandlung und Früherkennung;

F		über das offene Werben für ein ein-
verständliches Hinzuziehen von an-
deren Helfern, wenn ein weiterge-
hender Hilfebedarf erkannt wird;

F		bis hin zu Situationen, in denen ein 
Handeln gegen den Willen der Eltern 
für notwendig erachtet wird, aber ge-
rade auch dieses in aller Transpa-
renz ihnen gegenüber zu erfolgen hat 
(„Vielleicht gegen den Willen, aber 
nicht ohne Wissen der Eltern“). Diese 
Handlungsmaxime erhöht die Chan-
cen, dass die Eltern die von ihnen 
(zunächst) nicht mitgetragene Da-
tenweitergabe als Ausdruck respekt-
vollen sowie verlässlichen Handelns 
aufseiten der Professionellen in Ge-
sundheitshilfe und Kinder- und Ju-
gendhilfe erleben und damit mögli-

cherweise anschließend eher bereit 
sind, sich auf das Anknüpfen an den 
bisherigen Hilfekontakt beziehungs-
weise auf die Inanspruchnahme wei-
tergehender Hilfen einlassen zu kön-
nen.

Grundsatz: Handeln 
mit Einwilligung

Im datenschutzrechtlichen Grundgedan-
ken, dass jeder selbst darüber bestimmen 
können soll, ob und wenn ja, welche per-
sönlichen Daten er andere mitwissen las-
sen möchte, die dann anschließend even-
tuell nochmals an Dritte weitergegeben 
werden dürfen, spiegelt sich zudem die 
entscheidende datenschutzrechtliche Be-
fugnis – der „Königsweg“: das Handeln 
mit Einwilligung des Betroffenen. Eine 
solche rechtfertigt grundsätzlich jeden 
Vorgang im Datenschutz, der von dieser 
Einwilligung umfasst ist.

Die große Chance besteht also oftmals 
darin, die Betroffenen für eine Einwilli-
gung zu gewinnen. Allerdings liegt auf-
grund des zu berücksichtigenden Trans-
parenzgebots nur dann eine „echte“ Ein-
willigung vor, wenn der Betroffene weiß, 
worin er einwilligt und die Bedeutung 
seiner Einwilligung tatsächlich erfassen 
kann (sogenannte qualifizierte Einwilli-
gung). Für die Vermittlung Früher Hilfen 
bedeutet dies konkret, dass den Eltern zu-
vor nachvollziehbar erklärt wurde, welche 
Hilfeinstitution welche Daten zu welchem 
Zweck erhalten soll.

Das Erzielen einer solchen Einwil-
ligung wird von Ärzt/inn/en nicht sel-
ten mit dem Verweis auf einen harten, 
kaum überwindbaren Interessensgegen-
satz zwischen Geheimhaltungs- und Of-
fenbarungsinteresse als illusionär emp-
funden. Neben dem Anerkenntnis, dass 
diese – sicher herausforderungsvolle – 
Aufgabe entsprechender Zeitressourcen 
für das Sich-Annehmen von Familien be-
darf, liegt der entscheidende Zugang, El-
tern für eine Einwilligung zu gewinnen, 
in gut ausgebildeten Gesprächsführungs- 
und Beratungskompetenzen. Schwierige 
Themen wie vermutete Alkoholabhängig-
keit, psychische Probleme, Gewalttätigkeit 
oder sonstige Belastungen mit Eltern an-
zusprechen erfordert besondere, im All-
tag von Praxen und Krankenhäusern oft-

Tab. 1  Transparenzgebot

Vorgang Anforderungen durch Transparenzangebot

Informations-
gewinnung 
 (Datenerhebung)

Grundsätzlich bei Eltern selbst (Betroffenenerhebung)
Aufklärung der Eltern über:
– Zweck der Datenerhebung
– Mögliche Befugnisse/Pflichten zur Datenweitergabe

Informations-
übermittlung 
 (Datenweitergabe)

Mitteilung der Absicht zur Informationsweitergabe gegenüber Eltern
Frage nach Einwilligung der Eltern

Handeln mit 
 Einwilligung

Nur mit „qualifizierter“ Einwilligung, das heißt:
– Freiwillig
– Aufklärung über Bedeutung der Einwilligung
– Keine Blanko-Vollmacht
Konkret: Welche Daten sollen an wen zu welchem Zweck übermittelt 
werden?

Handeln ohne 
 Einwilligung

Grundsatz:
„Vielleicht gegen den Willen der Eltern, aber nicht ohne ihr Wissen“
Ausnahme: durch Transparenz würde Schutz des Kindes ernsthaft 
 gefährdet
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mals weder ausreichend geschulte noch 
geübte Kompetenzen. Hilfreich sind zu-
dem alternative Ideen, aufgrund derer es 
Eltern vielleicht leichter fällt, sich auf die 
Vermittlung weitergehender Hilfen ein-
zulassen (zum Beispiel Vorschlag eines 
gemeinsamen Anrufs oder die Organisa-
tion eines ersten gemeinsamen Hilfekon-
takts).

Ansonsten: gesetzliche 
Befugnis oder Verpflichtung

Da jede Erhebung und Verarbeitung per-
sönlicher Informationen eine Grund-
rechtseinschränkung beinhaltet, bedarf 
sie – sofern keine Einwilligung des Be-
troffenen vorliegt – ansonsten einer aus-
drücklichen gesetzlichen Befugnis oder 
Verpflichtung. Diese finden sich insbe-
sondere in den datenschutzrechtlichen 
Vorschriften.

Dabei gilt es grundsätzlich zwischen 
Befugnissen und Pflichten zu unter-
scheiden:
F		Eine Befugnis zu einer bestimmten 

Datenverarbeitung besteht immer 
dann, wenn dieser Vorgang gesetzlich 
erlaubt wird („Dürfen“), das heißt ein 
Spielraum verbleibt, sich zum Beispiel 
für oder gegen eine Informationswei-
tergabe an eine andere Stelle zu ent-
scheiden.

F		Eine Pflicht ergibt sich dagegen im-
mer dann, wenn eine konkrete Hand-
lung im Sinne eines „Müssens“ ge-
setzlich verlangt wird (zum Beispiel 
zur Mitteilung ans Jugendamt) und 
daher bei Vorliegen der Vorausset-
zungen kein eigener Entscheidungs-
spielraum mehr eingeräumt ist.

Informationsweitergabe 
durch die Gesundheitshilfe

Ärztliche Schweigepflicht, 
§ 203 StGB

Der – bereits seit weit über 2000 Jahren 
zu leistende – Eid des Hippokrates (.	In-
fobox 2) ist ein wesentlicher Grundpfeiler 
in der Gesundheitshilfe. Er resultiert aus 
dem – damals wie heute gültigen – Be-
wusstsein, dass nur auf Grundlage einer 
vertrauensvollen Basis, die eine grund-
sätzliche Verschwiegenheit des Arztes 

oder auch der Hebamme garantiert, sich 
Patient/inn/en auf hilfreiche Behand-
lungen einlassen werden.

Der funktionale Schutz spiegelt sich als 
entscheidender Ausgangspunkt für alle 
datenschutzrechtlichen Überlegungen in 
der Gesundheitshilfe in der sogenannten 
ärztlichen Schweigepflicht (§ 203 StGB, 
[9]), die grundsätzlich jede unbefugte Of-
fenbarung von anvertrauten Geheimnis-
sen unter Strafe stellt. Dabei ist der Be-
griff des Geheimnisses im Sinne des § 203 
StGB sehr weitreichend zu verstehen und 
beginnt bereits bei der Information, dass 
sich der/die Patient/in überhaupt in ärzt-
licher Behandlung befindet.

Eine unzulässige und damit strafbe-
währte Verletzung der ärztlichen Schwei-
gepflicht liegt jedoch nur dann vor, wenn 
die Offenbarung des Geheimnisses un-
befugt erfolgt. Hält die handelnde Fach-
kraft eine Weitergabe von Informationen 
an Dritte für hilfreich oder sogar erforder-
lich, ist daher die entscheidende Frage, ob 
sie ihr Handeln auf eine entsprechende 
Befugnis stützen kann oder aufgrund ei-
ner gesetzlichen Pflicht sogar zur Offen-
barung von Geheimnissen verpflichtet ist. 
Mit Ausnahme der Bundesländer Bayern 
und Sachsen-Anhalt (.	Tab. 2) kennt 
Deutschland – im Gegensatz zu anderen 
europäischen Staaten – im Bereich der 
Gesundheitshilfe grundsätzlich keine ge-
setzlichen Offenbarungspflichten, sodass 
sich die weiteren Ausführungen auf die 
Darstellung der Befugnisse beschränken.

Handeln mit Einwilligung

Die Eltern können als Verfügungsbe-
rechtigte über ihre Geheimnisse den Arzt 
oder die Hebamme als Geheimnisträger/
innen von deren Pflicht zur Verschwie-
genheit entbinden. Beabsichtigt der Arzt, 
die Hebamme oder die Kinderkranken-
schwester eine Weitergabe von Informa-
tionen an eine andere Hilfeinstitution, 
um andere beziehungsweise weiterge-
hende Hilfen initiieren zu können, liegt 
die zentrale Befugnis daher auch hier 
in der Einwilligung der Eltern. Vor dem 
Hintergrund des beschriebenen Transpa-
renzgebots unterliegt diese allerdings ei-
nigen Anforderungen (sogenannte quali-
fizierte Einwilligung), die gesetzlich aus-
drücklich in § 4a Bundesdatenschutzge-

setz (BDSG) festgehalten sind. Insbeson-
dere sind die in der Praxis immer wieder 
vorkommenden pauschalen Blankovoll-
machten unter diesen Vorzeichen unzu-
lässig, da sie den Eltern gerade nicht er-
möglichen, die konkrete Bedeutung ih-
rer Einwilligung durchschauen zu kön-
nen (.	Infobox 3).

Dabei soll nicht unterschätzt werden, 
mit wie viel fachlicher Anstrengung das 
Werben um Einwilligung verbunden sein 
kann. So bedarf es oftmals nicht nur der 
Auseinandersetzung mit eigenen Hemm-
schwellen [zum Beispiel Mut zur Ausein-
andersetzung mit Eltern und deren Sicht-
weisen, glaubhaftes Werben für die Inan-
spruchnahme von Hilfen bei – möglicher-
weise auch vor(urteils-)belasteten – Hilfe-
partnern], sondern auch genügend Zeit, 
um sich Eltern tatsächlich im Gespräch 
annehmen zu können, sie idealerweise in 
einem Prozess der Hilfeeinsicht begleiten 
zu können.

Allerdings wird dieses im Rahmen der 
Frühen Hilfen gewünschte Annehmen 
von Familien durch die Professionellen 
in der Gesundheitshilfe vor allem durch 
die zu engen zeitlichen und restriktiven 
Festlegungen der abrechenbaren Leistun-
gen gegenüber den Krankenkassen deut-

Infobox 2 Eid des Hippokrates

„Was immer ich sehe und höre, bei der Be-
handlung oder außerhalb der Behandlung, 
im Leben der Menschen, so werde ich von 
dem, was niemals nach draußen ausgeplau-
dert werden soll, schweigen, indem ich alles 
Derartige als solches betrachte, das nicht 
ausgesprochen werden darf.“ [8]

Infobox 3 Anforderungen an qualifizierte 
Einwilligung (§ 4a BDSG)

Freie Entscheidung (freiwillig und ohne 
Zwang)

Umfassende Aufklärung über Bedeutung der 
Einwilligung, das heißt über
F		Absicht zur Datenweitergabe
F		Empfänger der Daten
F		Zweck der Datenweitergabe  

(Hilfeinitiierung)

Keine Blankovollmacht (konkrete Benennung 
der umfassten Daten, zumindest anhand 
beispielhafter Aufzählung, thematischer 
Eingrenzung)
Grundsätzlich schriftlich (Ausnahme: wegen 
besonderer Umstände ist andere Form an-
gemessen [10])
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lich erschwert. Für sie ist es deshalb umso 
wichtiger, dass sie wissen, wo möglicher-
weise Hilfepartner sind, deren Hilfeange-
bote Eltern zum einen leicht(er) akzeptie-
ren können, zum anderen aber auch mehr 
Zeit beinhalten, um Eltern intensiver be-
gleiten und für Hilfen gewinnen zu kön-
nen.

Beispiel. In der Geburtsklinik fällt auf, 
dass Frau T. beim Umgang mit ihrem 
Kind sehr ungeschickt ist. Beim Halten, 
Füttern und Wickeln ist sie noch unsicher. 
Nach eigenen Angaben hat sie zu Hause 
noch nichts für die Rückkehr vorbereitet. 
Sie wohnt alleine. Die Familie (insbeson-
dere ihre Mutter) mischt sich ständig in 
ihre Angelegenheiten ein.

Möchte die Geburtsklinik Frau T. für 
die Zeit nach ihrer Entlassung unterstüt-
zende Hilfen vermitteln, wie zum Beispiel 
die Begleitung durch eine Familienheb-
amme, bedarf es der Gestaltung einer er-
folgreichen Überleitung. Diese wird ins-
besondere dann gelingen, wenn die Mut-
ter sich einerseits mit ihren Bedürfnissen 
und Problemen wahrgenommen fühlt, 
sie sich jedoch andererseits nicht nur 
„gemeldet“ vorkommt, sondern diesen 
Schritt als Vermittlung eines echten Hil-
feangebots für sich erleben kann.

Datenschutzrechtlich bedarf es für die 
Informationsweitergabe an die Familien-
hebamme einer ausdrücklichen Einwilli-
gung von Frau T. Die Fachkraft, die sich 
um diese Einwilligung bemüht (zum Bei-
spiel die betreuende Kinderkranken-
schwester auf der Wochenstation), hat da-
bei allerdings die oben beschriebenen An-
forderungen zu beachten.

Dabei wäre die Familienhebamme ein 
sehr guter Hilfepartner für die Geburtskli-
nik, um die Funktion der Begleitung und 
langfristigeren Unterstützung in der Sta-
bilisierung des alltäglichen Zusammenle-

bens der Mutter mit ihrem Kind zu über-
nehmen. Die Annahme dieses Hilfean-
gebots einschließlich der notwendigen 
Einwilligung zur Informationsweiterga-
be dürfte der Mutter auch deutlich leich-
ter fallen als zum Beispiel das direkte Ein-
lassen auf die Hilfeangebote des Jugend-
amtes. Wird jedoch für die Familienheb-
amme im Laufe ihrer Arbeit ein weiter-
gehender Hilfebedarf an Jugendhilfeleis-
tungen deutlich, kann sie im Rahmen ih-
rer entstandenen Vertrauensbeziehung 
zur Mutter auch besser und geduldiger für 
das Annehmen dieser Hilfen werben, um 
das Ziel vielleicht auch in kleinen Schrit-
ten zu erreichen [11].

Handeln mit gesetzlicher Erlaubnis

Können die Eltern trotz aller Bemühungen 
nicht für eine einverständliche Weitergabe 
der Informationen gewonnen werden, ist 
eine dennoch erfolgende Datenweitergabe 
mit Blick auf die ärztliche Schweigepflicht 
nur dann rechtlich zulässig, wenn sie sich 
auf eine gesetzliche Grundlage stützen 
kann. Eine solche findet sich zum einen 
im rechtfertigenden Notstand des § 34 
StGB. Zum anderen haben inzwischen et-
liche Bundesländer eigene landesgesetz-
liche Befugnisnormen geschaffen.

§ 34 StGB
Eine entscheidende Befugnis, ausnahms-
weise auch ohne oder sogar gegen den 
Willen der Eltern – wenn auch grund-
sätzlich nicht ohne ihr Wissen – han-
deln zu dürfen, liegt in dem für jeder-
mann geltenden rechtfertigenden Not-
stand gemäß § 34 StGB. Dieser rechtfer-
tigt grundsätzlich jede Handlung, die ge-
eignet, erforderlich und angemessen ist, 
eine gegenwärtige Gefahr für ein not-
standsfähiges Rechtsgut abzuwenden, 
und erlaubt somit eine Datenweitergabe 

immer dann, wenn sie zur Abwehr einer 
gegenwärtigen Gefährdung des Kindes-
wohls für dringend erforderlich gehalten 
wird [12].

Dies impliziert unterschiedliche Fest-
stellungen beziehungsweise Einschät-
zungen durch die handelnde Fachkraft:
F		die Annahme einer gegenwärtigen 

Kindeswohlgefährdung, das heißt ei-
ne in ihrer Intensität, Häufigkeit und 
Dauer so erhebliche Gefährdung, 
dass sich bei der weiteren Entwick-
lung eine erhebliche Schädigung des 
Kindes mit ziemlicher Sicherheit vor-
aussehen lässt [13];

F		die Geeignetheit der Informations-
weitergabe, das heißt die Überlegung, 
ob eine solche die Gefährdungssitua-
tion abwenden kann und gegebenen-
falls durch wen, was in aller Regel ei-
ne Datenweitergabe nur an die für 
die Abwendung für Kindeswohlge-
fährdung zuständigen Stellen (insbe-
sondere Jugendamt und Familienge-
richt) rechtfertigt;

F		die Erforderlichkeit der Informations-
weitergabe, das heißt, die Weiterga-
be der Daten wird als das mildeste, 
die Eltern am wenigsten beeinträch-
tigende Mittel zur Gefährdungsab-
wendung angesehen. Um dies anneh-
men zu können, bedarf es – soweit 
dies nicht, aufgrund einer akuten Ge-
fährdungssituation, die ein Abwarten 
nicht zulässt, entbehrlich ist – vorhe-
riger ernsthafter Versuche, die Eltern 
für eine einverständliche Lösung zu 
gewinnen;

F		die Interessenabwägung zwischen 
dem Schutz des Kindeswohls und 
dem Interesse der Eltern an der Auf-
rechterhaltung der (ärztlichen) 
Schweigepflicht im konkreten Einzel-
fall. Zwar wird in einer ernsthaften 
Gefährdungssituation für das Kind 
in der Regel ein Überwiegen seines 
Schutzinteresses anzunehmen sein. 
In diese Abwägung ist jedoch auch 
mit einzubeziehen, dass ein Behand-
lungs- und Hilfezugang bereits be-
steht, der nicht leichtfertig verschüt-
tet werden darf, sodass ein überwie-
gendes Schutzinteresse des Kindes im 
Einzelfall erfordert, dass sich durch 
die Datenweitergabe gegen den Wil-
len der Eltern tatsächlich weiterrei-

Tab. 2  Bundesländer mit Mitteilungspflichten

Bayern  
(Art. 14 Abs. 6 GDVG)

–  Gewichtige Anhaltspunkte für Misshandlung, Vernachlässigung, 
 sexuellen Missbrauch

Sachsen-Anhalt  
(§ 6 KiSchuG)

1. Gewichtige Anhaltspunkte für Kindeswohlgefährdung
2. Ausschöpfen eigener Mittel
3. Hinwirken auf Inanspruchnahme weitergehender Hilfen
4. Dringende Gefahr für Leib und Leben eines Kindes/Jugendlichen
5. Mangelnde Fähigkeit/Bereitschaft der Eltern
6.  Hinweis an Eltern über Informationsweitergabe, es sei denn, hierdurch 

würde der wirksame Schutz des Kindes infrage gestellt
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chende Hilfe- und Schutzmöglich-
keiten eröffnen.

Beispiel. Der zweijährige Tim wird von 
seiner Mutter K. mit starken Bauch-
schmerzen zum Kinderarzt Dr. A. ge-
bracht. Dieser kennt die Familie schon 
länger und weiß, dass Frau K. aufgrund 
von Gewalterfahrungen in ihrer eige-
nen Familie immer wieder unter starken 
Ängsten und Depressionen leidet. Mit 
seiner Unterstützung hat sie zwar bereits 
zwei Therapien begonnen, jedoch jeweils 
wieder abgebrochen. Herr K., der Stief-
vater von Tim, arbeitet Schichtdienst, ist 
nur selten zu Hause, aber wenn doch, ist 
die familiäre Situation häufig sehr ange-
spannt, es kommt nicht selten zu heftigen 
Auseinandersetzungen, die zum Teil auch 
mit körperlicher Gewalt durch Herrn K. 
verbunden sind. Bislang war Tim nie di-
rekt davon betroffen, Frau K. hat jedoch 
große Angst davor, dass sich das ändern 
könnte. Bereits beim letzten Besuch war 
Dr. A. aufgefallen und hatte Frau K. dar-
auf aufmerksam gemacht, dass sie sowohl 
sich selbst als auch ihr Kind offenbar zu-
nehmend vernachlässige. Tim sei im Ver-
gleich zum letzten Besuch dünner gewor-
den, für sein Alter zu klein und in seiner 
motorischen und sprachlichen Entwick-
lung stark verzögert. Dr. A. hatte ihr da-
mals den Vorschlag gemacht, sich zur För-
derung von Tim sowie zur eigenen Ent-
lastung um einen Kindergartenplatz zu 
kümmern.

Bei der Untersuchung von Tim stellt 
Dr. A. zunächst fest, dass er nochmals 
deutlich abgemagerter als beim letzten 
Mal ist und einen sehr verängstigten Ein-
druck macht. Außerdem fallen ihm Hä-
matome an beiden Oberarmen auf. Auf 
Nachfrage kann Frau K. keine Erklä-
rung für diese Symptome geben, berich-
tet aber zögerlich, dass die Situation mit 
ihrem Mann wieder sehr angespannt sei 
und „die Sache mit dem Kindergarten-
platz nicht geklappt habe“. Dr. A. macht 
Frau K. daraufhin sehr deutlich, dass er 
sich große Sorgen um Tim mache, selbst 
nicht mehr weiter wisse, und schlägt ihr 
vor, sich mit ihr gemeinsam (zum Beispiel 
mit einem sofortigen Anruf) ans Jugend-
amt zu wenden, um dort genauer schau-
en zu können, wie man Tim und ihr hel-
fen kann. Daraufhin verlässt Frau K. mit 

Tim sehr aufgelöst und wütend die Kin-
derarztpraxis.

In dieser Situation stellt sich für Dr. A. 
die Frage, ob er auch ohne die Einwilligung 
von Frau K. seine Sorgen um Tim dem Ju-
gendamt mitteilen darf, damit dieses Hil-
fen für Tim initiieren kann. Entsprechend 
den oben dargestellten Voraussetzungen 
des § 34 StGB sind dafür folgende fach-
liche Überlegungen notwendig:
F		Wie hoch schätzt er die Beeinträchti-

gungen für Tim ein, die von der Ge-
fährdung ausgehen? Dr. A. macht sich 
offenbar große Sorgen um das Wohl-
ergehen von Tim. Er hat über Monate 
festgestellt, dass Tims körperliche Ge-
sundheit, aber auch seine geistige und 
seelische Verfassung starke Defizi-
te aufweisen und sich zudem zuneh-
mend verschlechtern. Hinzu kommen 
die bei der letzten Untersuchung fest-
gestellten, von der Mutter nicht er-
klärbaren Hämatome. Nicht zuletzt 
auch vor dem Hintergrund der häus-
lichen Gewaltsituation ist wohl von 
einem recht hohen Gefährdungs-
potenzial für Tim auszugehen.

F		Wie sicher fühlt er sich in dieser Ge-
fährdungseinschätzung? Das Gesetz 
fordert eine Prognose, die zum Zeit-
punkt der Entscheidung „mit ziem-
licher Sicherheit“ eine Gefährdung 
voraussehen lässt. Entscheidend für 
Dr. A. ist daher gerade nicht die wis-
sende Sicht im Nachhinein, sondern 
seine Erkenntnislage, wie sie sich im 
jetzigen Zeitpunkt der Entscheidung 
über die Datenweitergabe darstellt. 
Fühlt er sich noch unsicher, ob sei-
ne Wahrnehmungen und Einschät-
zungen tatsächlich erhebliche Gefähr-
dungsmomente begründen, muss er 
diese zunächst im Austausch mit Kol-
leg/inn/en oder auch im Rahmen ei-
ner anonymisierten Fallberatung in 
der Jugendhilfe reflektieren und sich 
größere Sicherheit über seine Gefähr-
dungseinschätzung verschaffen.

F		Wie gut ist es möglich, mit den eigenen 
beruflichen Hilfemöglichkeiten die Ge-
fährdung abzuwenden? Weitere eige-
ne berufliche Hilfemöglichkeiten zur 
Gefährdungsabwendung durch Dr. A. 
sind nicht erkennbar.

F		Kann im Hinblick auf die Gefährdung 
verantwortet werden, die bestehen-

de Hilfebeziehung zu Frau K. für das 
(weitere) Werben für die Inanspruch-
nahme weitergehender Hilfen zu nut-
zen? Dr. A. hat sehr intensiv versucht, 
seine Vertrauensbeziehung zu Frau K. 
zu nutzen, um weitergehende Hil-
fen zu initiieren (Therapie, Kinder-
gartenplatz, Jugendhilfe). Er ist mit 
seinen Möglichkeiten der Werbung 
an Grenzen gestoßen, insbesonde-
re in Bezug auf das Einverständnis 
von Frau K. zur einverständlichen In-
formationsweitergabe an das Jugend-
amt. Vor dem Hintergrund der festge-
stellten erheblichen Gefährdungsmo-
mente sowie dem Abbruch des letzten 
Untersuchungstermins und der damit 
verstärkten Unsicherheit, ob es damit 
auch zum Abbruch der Hilfebezie-
hung zu Dr. A. gekommen ist, scheint 
auch diese Voraussetzung vorliegend 
gegeben.

Dr. A. könnte sich daher für eine Informa-
tionsweitergabe an das Jugendamt, um – 
auch ohne beziehungsweise bei sogar aus-
drücklich verweigerter Einwilligung – wei-
tergehende Hilfezugänge für Tim schaffen 
zu können, auf den rechtfertigenden Not-
stand nach § 34 StGB stützen. Um die be-
stehende Hilfebeziehung zu Frau K. nicht 
zu sehr zu belasten und das Risiko eines 
Beziehungsabbruchs zu minimieren, ist es 
allerdings sinnvoll und hilfreich, Frau K. 
– zum Beispiel im Rahmen eines Telefon-
gesprächs – über diesen Schritt zu infor-
mieren und damit auch hier nach dem 
Grundsatz vorzugehen, vielleicht gegen 
den Willen der Mutter, aber nicht ohne 
ihr Wissen zu handeln.

Landesgesetzliche Befugnisse 
beziehungsweise Pflichten zur 
Mitteilung ans Jugendamt
In aller Regel mit der Absicht, die bislang 
lediglich im Strafrecht enthaltene Recht-
fertigungsnorm des § 34 StGB durch aus-
drückliche Befugnisse zu ersetzen und 
sie durch Normierungen der notwen-
digen Handlungsschritte zu übersetzen 
und damit handhabbarer zu machen, 
haben verschiedene Landesgesetzgeber 
in den letzten Jahren eigene landesrecht-
liche Regelungen zur Informationswei-
tergabe geschaffen. Die konkrete Ausge-
staltung ist zum Teil sehr unterschiedlich 
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ausgefallen. Die Übersichten in .	Tab. 2 
und 3 konzentrieren sich auf eine kurze 
Darstellung der speziell für die Professio-
nellen in der Gesundheitshilfe [14] gel-
tenden Regelungen von Informations-
weitergaben an das Jugendamt – und 
zwar unterschieden nach Bundeslän-
dern, die sich für Befugnisnormen ent-
schieden haben, und denen, die die Ärzt/
inn/e/n und Hebammen zu Mitteilungen 
an das Jugendamt verpflichten.

Dokumentation

Die Entscheidung für oder gegen eine In-
formationsweitergabe beinhaltet in jedem 
Fall nicht nur schwierige Einschätzungs-, 
sondern auch komplexe Abwägungsvor-
gänge. Um diese auch im Nachhinein im 
Einzelfall nachvollziehen zu können, ist 
eine sorgfältige Dokumentation wichtig. 
Diese sollte nicht nur die jeweilige Ent-

scheidung für oder gegen eine Informa-
tionsweitergabe beinhalten, sondern vor 
allem auch:
F		eine genaue Darstellung der Wahr-

nehmungen und Bewertungen zur 
Gefährdungssituation,

F		eine Darlegung, wann und wie mit 
den Eltern darüber gesprochen wurde 
sowie

F		eine differenzierte Schilderung, in-
wieweit sich um eine anderweitige 
Gefährdungsabwendung bemüht 
wurde (Angebote eigener Hilfen, 
Werben um einverständliche In-
anspruchnahme weitergehender 
 Hilfen).

Informationsweitergabe 
durch die Jugendhilfe

Auch für Informationsweitergaben durch 
die Jugendhilfe an andere Berufsgruppen 

gelten dieselben datenschutzrechtlichen 
Grundsätze (vergleiche Kapitel „Informa-
tionsweitergabe durch die Gesundheits-
hilfe“). Da sich der vorliegende Beitrag 
auf die Regelungen in der Gesundheits-
hilfe konzentriert, sollen die speziellen 
jugendhilferechtlichen Normierungen im 
Folgenden nur in ihren Grundzügen skiz-
ziert werden [15].

Auch hier führt der Königsweg grund-
sätzlich über die Einwilligung der Eltern. 
Allerdings gibt es – insbesondere für das 
Handeln des Jugendamts [16] – noch zwei 
besondere Vorschriften, die ein Handeln 
auch ohne oder sogar gegen den Willen 
der Eltern erlauben:
F		Zum einen dürfen alle Daten an Drit-

te weitergegeben werden, die für die 
eigene Aufgabenerfüllung oder die 
eines anderen Sozialleistungsträgers 
erforderlich sind, allerdings nur unter 
der einschränkenden Voraussetzung, 
dass die handelnde Fachkraft zu der 
Einschätzung gelangt, dass sie durch 
diese Datenweitergabe den Hilfeerfolg 
für nicht gefährdet hält (§ 64 SGB VI-
II).

F		Daten, die einem Mitarbeiter zum 
Zweck persönlicher oder erziehe-
rischer Hilfen anvertraut wurden und 
die gleichsam wie Geheimnisse be-
handelt werden sollen (nach dem 
Motto: „Das sage ich jetzt aber nur 
Ihnen, und ich möchte auf keinen 
Fall, dass Sie das einem Dritten wei-
tererzählen!“) und diese Verschwie-
genheit umgekehrt auch zugesichert 
wird, unterliegen allerdings einem be-
sonderen Vertrauensschutz (Wiesner, 
§ 65 Rn. 12; Kunkel, § 65 Rn 7, [17]). 
Diese dürfen – unter der Grundvor-
aussetzung des Vorliegens gewich-
tiger Anhaltspunkte für eine Kin-
deswohlgefährdung – nur unter den 
sehr engen Voraussetzungen des § 65 
SGB VIII weitergegeben werden, zum 
Beispiel zur Anrufung des Familien-
gerichts oder beim Wechsel der fall-
zuständigen Fachkraft.

Beispiel. Dem Kinderarzt Dr. A. ist es ge-
lungen, Frau K. für eine Initiierung wei-
tergehender Hilfen durch das Jugendamt 
zu gewinnen. Gemeinsam mit Frau K. hat 
er beim Jugendamt angerufen und einen 
Termin vereinbart. Dr. A. wünscht sich 

Tab. 3  Bundesländer mit Mitteilungsbefugnissen

Bundesland Voraussetzungen

Baden-Württemberg  
(§ 1 Abs. 5 KiSchuG)

1. Gewichtige Anhaltspunkte für Kindeswohlgefährdung
2. Ausschöpfen eigener Mittel
3. Hinwirken auf Inanspruchnahme weitergehender Hilfen
4. Dringendes Tätigwerden zur Gefährdungsabwendung erforderlich
5. Mangelnde Fähigkeit/Bereitschaft der Eltern
6.  Hinweis an Eltern über Informationsweitergabe, es sei denn, damit 

wird der wirksame Schutz des Kindes infrage gestellt

Berlin  
(§ 11 KiSchuG)

1. Gewichtige Anhaltspunkte für Kindeswohlgefährdung
2.  Erörterung der Situation mit Personensorgeberechtigten, wenn 

keine Gefährdungseinschätzung möglich oder eigene Mittel zur 
Gefährdungsabwendung nicht ausreichend

3. Hinwirken auf Inanspruchnahme geeigneter Hilfen
4. Dringendes Tätigwerden zur Gefährdungsabwendung erforderlich
5. Mangelnde Fähigkeit/Bereitschaft der Eltern
6.  Hinweis an Eltern über Informationsweitergabe, es sei denn, damit 

wird der wirksame Schutz des Kindes infrage gestellt

Hessen  
(§ 4 Abs. 3 KiSchuG)

– Tatsächliche Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung 

Rheinland-Pfalz  
(§ 12 LKindSchuG)

1. Gewichtige Anhaltspunkte für Kindeswohlgefährdung
2. Ausschöpfen eigener Mittel
3. Hinwirken auf Inanspruchnahme weitergehender Hilfen
4. Dringendes Tätigwerden zur Gefährdungsabwendung erforderlich
5. Mangelnde Fähigkeit/Bereitschaft der Eltern
6.  Hinweis an Eltern über Informationsweitergabe, es sei denn, damit 

wird der wirksame Schutz des Kindes infrage gestellt

Sachsen  
(§ 5 KiSchG)

1. Gewichtige Anhaltspunkte für Kindeswohlgefährdung
2. Ausschöpfen eigener Mittel
3. Hinwirken auf Inanspruchnahme weitergehender Hilfen
4. Dringendes Tätigwerden zur Gefährdungsabwendung erforderlich
5. Mangelnde Fähigkeit/Bereitschaft der Eltern
6.  Hinweis an Eltern über Informationsweitergabe, es sei denn, damit 

wird der wirksame Schutz des Kindes infrage gestellt

Thüringen (§ 10 Abs. 2 FKG) –  Gewichtige Anhaltspunkte für eine Vernachlässigung, Misshand-
lung oder Missbrauch
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eine Rückmeldung seitens des Jugend-
amts, ob der Termin zustande gekommen 
ist und welche Hilfe für Familie K. einge-
leitet wurde.

Die Frage der Rückmeldung vom Ju-
gendamt an andere Berufsgruppen ist 
immer wieder umstrittenes Thema im 
Rahmen der Kooperation bei Frühen 
Hilfen. Dabei gilt es zu beachten, dass es 
sich auch hier um Informationsweiterga-
ben handelt, die den datenschutzrecht-
lichen Grenzen der §§ 64, 65 SGB VIII 
unterliegen:
F		Eine Rückmeldung anvertrauter In-

formationen im Sinne des § 65 
SGB VIII kommt in aller Regel man-
gels Vorliegen einer entsprechenden 
Ausnahmesituation nicht in Betracht.

F		Doch auch die Rückmeldung sons-
tiger Informationen (zum Beispiel, 
ob der Termin stattgefunden hat und 
welche Hilfe initiiert wurde, sofern 
Frau K. diese nicht als „anvertraut“ 
behandelt wissen will) wird selten auf 
die entsprechende Befugnisnorm des 
§ 64 SGB VIII gestützt werden kön-
nen. Oftmals handelt es sich nicht 
um Sozialleistungsträger (wie auch 
im Beispielsfall bei Dr. A.) und in den 
begrenzten Fällen, in denen dies doch 
der Fall ist beziehungsweise die Rück-
meldung für die Erfüllung einer eige-
nen Aufgabe des Jugendamts erfor-
derlich ist, dürfte die eingegangene 
Hilfebeziehung häufig noch so fra-
gil sein, dass sie durch eine Informa-
tionsweitergabe gefährdet würde.

Eine Rückmeldung durch das Jugend-
amt kommt daher in aller Regel nur mit 
Einwilligung der Eltern in Betracht. Zur 
Förderung tragfähiger Kooperationsbe-
ziehungen, in denen die Hilfepartner in 
ihrer Arbeit und insbesondere ihren Be-
mühungen um Herstellung von Hilfe-
kontakten zum Jugendamt ausreichend 
wertgeschätzt werden, sollte sich das Ju-
gendamt jedoch regelhaft um eine solche 
Einwilligung für eine Rückmeldung be-
mühen.

Fazit

Die Auseinandersetzung mit den da-
tenschutzrechtlichen Regelungen zeigt, 
dass eine Positionierung im Sinne eines 

Entweder-oder, das heißt entweder Ver-
trauensschutz gegenüber den Eltern 
oder Vernetzung zum Schutz von Kin-
dern, verfehlt wäre. Vielmehr bilden sie 
einen einheitlichen Rahmen für ein dif-
ferenziertes Sowohl-als-auch, denn sie 
ermöglichen
F		sowohl vertrauensvolle Hilfebezie-

hungen zu den Eltern als entschei-
denden Hilfezugang zum Kind sowie 
den Respekt vor der Elternverantwor-
tung (die gerade auch bei der Frage 
des Schutzes des Kindes einzufordern 
ist),

F		als auch die Wahrnehmung von Ver-
antwortung zum Schutz von Kindern 
durch Begleitung von Eltern in ande-
re Hilfesysteme, notfalls mittels In-
formationsweitergabe gegen den 
 Willen.

Die datenschutzrechtlichen Regelungen 
verhindern daher nicht die beabsichtig-
te Kooperation im Rahmen Früher Hil-
fen, sondern bieten vielmehr ein hilf-
reiches Geländer für die Frage, wie Ver-
netzung im Interesse Früher Hilfen für 
Familien tatsächlich hilfreich gelingen 
kann, ohne die notwendige Basis des 
Vertrauensschutzes aufzugeben.
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